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Österreich trat 1995 der EU bei. Der anfänglichen EU-Euphorie folgte
bald Skepsis und Ernüchterung. Nichtsdestotrotz hat Österreich von 20
Jahren EU-Mitgliedschaft enorm profitiert. Die positiven Integrationsef-
fekte haben bis zum Ausbruch der globalen Finanz- und Wirtschaftskri-
se 2008/09 und der folgenden Euro-Krise angehalten. Österreich luk-
rierte dank des EU-Beitritts einen „EU-Bonus“ von rund ½ bis 1% mehr
Wirtschaftswachstum pro Jahr. Seit der stagnierenden Wirtschaftsent-
wicklung in Europa nach den diversen Krisen (Große Rezession 2009,
Euro-Krise seit 2010, Unsicherheiten durch die Ukraine-Russland-Krise
2013/14) flachte der „EU-Wachstumsbonus“ ab. Neue Wachstumsimpul-
se müssen jetzt von innen kommen.

1. Einleitung

Mit 20 Jahren EU-Erfahrung gehört Österreich nicht gerade zu den Neulin-
gen, ist aber auch noch nicht so erwachsen wie ihre Gründungsmitglieder. In
den letzten zwei Jahrzehnten nahm Österreich als EU-Mitglied an welthistori-
schen Ereignissen (Zusammenbruch des Kommunismus 1989) teil und erlebte
die Folgen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise (Große Rezession 2009 mit
folgender Euro-Krise). Als Anerkennung für den Beitrag zur Friedenssicherung
in Europa nach dem 2. Weltkrieg wurde die EU (und damit auch Österreich) im
Jahr 2012 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.

Kurz vor dem Fall der Berliner Mauer und dem Zusammenbruch des Kom-
munismus stellte Österreich am 17. Juli 1989 den Antrag auf Mitgliedschaft in
der EU. Der Beitritt erfolgte nach einer positiven Volksabstimmung (12. Juni
1994) am 1. Jänner 1995. Sowohl die EU als auch Österreich als EU-Mitglied haben
sich seither grundlegend verändert.

Die EU hatte sich erst kurz zuvor im Jahr 1993 mit dem Maastricht-Vertrag
neue Ziele der Vertiefung (Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion und
Einführung des Euro) gesteckt und musste gleichzeitig eine Antwort auf die neue
welthistorische Veränderung in Osteuropa finden. Kurz nach der Ostöffnung
1989 eröffnete die EU mit „Europaabkommen“ zunächst handelspolitisch den
Binnenmarkt für Waren aus den mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL).
Diese Abkommen waren bereits eine Eintrittskarte für einen künftigen EU-
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Beitritt, der dann tatsächlich in den Jahren 2004 und 2007 erfolgte. Neben der
Vertiefung der Integration (vom Binnenmarkt zur Währungsunion) und Erweite-
rung musste die EU mit externen Schocks wie der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise zurechtkommen. Die auf die „Große Rezession“ 2009 erfolgten in-
ternen Probleme einzelner Euroländer (angefangen mit der Schuldenkrise in
Griechenland) zwang die EU/Eurozone zu einer grundlegenden Überarbeitung
ihrer institutionellen Regeln (New Economic Governance; siehe Breuss, 2013A).

Die Krisen in Europa seit 2009 – Große Rezession, Euro-Krise, Ukraine-
Russland-Konflikt – haben den Schwung aus der europäischen Entwicklung he-
rausgenommen. Vielfach wird – ganz im Gegensatz zu den USA – für die kom-
menden Jahre in Europa eine „säkulare Stagnation“ vorausgesagt. Österreich
muss sich darauf einstellen und kann sich nicht mehr wie bisher auf den Lor-
beeren des „EU-Integrationsbonus“ ausruhen. Neue Impulse durch Erweiterun-
gen der EU-28 wird es bis auf weiteres nicht mehr geben, nachdem der Präsident
der Europäischen Kommission Jean-Claude Juncker ausgeschlossen hat, dass es
in den nächsten fünf Jahren zu einer Aufnahme neuer Länder kommen wird.

2. Auf die EU-Euphorie folgte Skepsis

Wie meistens nach Neubeitritten zur EU so schlug auch in Österreich die
anfängliche EU-Euphorie bald in Skepsis um. In Österreich ging die kritische Ein-
stellung zur EU aber nie so weit, dass – wie in Großbritannien – ein EU-Austritt
angedacht wurde, aber man nörgelte gerne an vielen Dingen, die aus „Brüssel“
kamen, herum.

Die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) befragt die Ös-
terreicherInnen seit dem EU-Beitritt regelmäßig, ob sie Mitglied der Union blei-
ben wollen oder wieder austreten möchten, so auch in der jüngsten Befragung
anlässlich „20 Jahre EU-Mitgliedschaft“ (siehe Schmidt, 2014).

Trotz vieler kleiner Aufs und Abs pendelte aber letztlich der Anteil der
Austrittsbefürworter immer relativ konstant unter der Marke der Volksabstim-
mung von 1994 (33,4% waren dagegen). Die Frage, ob die ÖsterreicherInnen Mit-
glieder der Union bleiben wollen, pendelt mit kleinen Schwankungen auch ober-
halb der Zustimmungsrate bei der Volksabstimmung von 1994 (66,6% dafür).
Insgesamt glauben die ÖsterreicherInnen, in der aktuellsten Umfrage der ÖGfE,
dass die EU-Mitgliedschaft mehr Vor- als Nachteile (44% zu 35%) gebracht hat,
wobei die großen Unternehmen stärker als Gewinner gesehen werden als die
kleinen und mittleren (bei letzteren überwiegen die Nachteile). Die Einführung
des Euro wird – obwohl der Euro (zu Unrecht) oftmals als „Teuro“ verteufelt wird
– mit 61% positiv bewertet, das passfreie Reisen durch das Schengen-Abkommen
mit 51%. Die EU-Erweiterung wird allerdings mehrheitlich (61%) negativ gesehen.

3. Österreichs EU-Mitgliedschaft – eine Erfolgsgeschichte

Man würde vermuten, dass ein Urteil darüber, welche Vor- und Nachteile
die EU-Mitgliedschaft nach 20 Jahren gebracht hat, leichter sein müsste als eine
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Einschätzung zu Beginn des österreichischen EU-Beitritts. Diese Vermutung ist
nur bedingt richtig. Vor einem großen Integrationsschritt (EU-Beitritt) kann man
auf Integrationstheorien basierende Vermutungen über mögliche Integrations-
effekte anstellen und diese in Modellsimulationen quantifizieren (ex-ante-Stu-
dien). Im Nachhinein (ex-post-Studien) ergeben sich die „realisierten“ Integrati-
onseffekte aus dem Vergleich eines Integrationsszenarios (20 Jahre EU-Mitglied-
schaft) mit der tatsächlich in den letzten zwei Jahrzehnten eingetretenen Ent-
wicklung (Basislösung), die aber durch alle möglichen anderen Effekte „ver-
schmutzt“ ist.

3.1 Das „EU-Integrations-Puzzle“

Theoretisch müsste Europa, insbesondere die Europäische Union auf-
grund ihrer stetigen integrationspolitischen Vertiefung die USA ökonomisch be-
reits weit hinter sich gelassen haben. Die Realität sieht leider ganz anders aus.
Diesen Widerspruch kann man als „Integrationspuzzle“ bezeichnen (siehe
Breuss, 2014B). Nicht nur wächst Europa im Durchschnitt der letzten Jahrzehnte
langsamer als die USA, die globale Finanz- und Wirtschaftskrise – ausgelöst in
den USA – hat Europa und hier vor allem die Peripheriestaaten der Eurozone
besonders hart getroffen. Aus der Krise 2008/09 hat sich die US-Wirtschaft be-
reits wieder deutlich erholt und übertrifft bereits das Vorkrisenniveau, während
die EU erst knapp das Vorkrisenniveau erreicht hat und ansonsten wegen der
selbstauferlegten Schuldenabbaustrategie eher in eine Phase abnehmender
Grenzerträge (dh eines sich verlangsamenden Wachstums) einschwenken dürfte.
Zusätzlich werden die Sanktionen gegen Russland Europas Wirtschaft härter
treffen als jene der USA.

Die heutige Europäische Union hat sich seit ihrer Gründung als EWG öko-
nomisch zum einen immer stärker integriert bzw vertieft (Zollunion, Binnen-
markt, Währungsunion mit Euro) und zum anderen ständig erweitert (von ur-
sprünglich sechs auf 28 Mitgliedstaaten; davon haben ab 2015 bereits 19 den
Euro eingeführt). Jeder Integrationsschritt sollte eigentlich laut den diversen Stu-
dien (sieh zB den Cecchini-Bericht) jeweils mehr zusätzliches Wachstum bringen.

Um die Lücke zwischen Integrationserwartung und Realisierung („Integra-
tionspuzzle“) zu schließen, wurde bereits im Jahr 2000 eine neue Wachstums-
und Beschäftigungsstrategie („Lissabon-Strategie“) gestartet. Da auch dieser Ver-
such misslang, hat die EU im Jahr 2010 mit der Strategie „Europa 2020“ einen
neuen Anlauf unternommen.

3.2 Österreich profitierte vom EU-Bonus bis zur Krise

Einige EU-Mitgliedstaaten (zB Deutschland und Österreich) sind vom „In-
tegrationspuzzle“, das die EU insgesamt plagt, nicht betroffen. Der Wachstums-
vorsprung Österreichs zur EU-15 bzw gegenüber Deutschland in der Periode seit
der Ostöffnung (1989) bis zum Vorkrisenjahr 2007 betrug, gemessen am realen
BIP 0,2 Prozentpunkte pro Jahr; gemessen am realen BIP pro Kopf war der Ab-
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stand noch größer – gegenüber der EU-15 0,4 Prozentpunkte, gegenüber
Deutschland sogar 1,3 Prozentpunkte.

In mehreren ex-post-Studien (siehe Breuss, 2012; 2013B; 2014A) wurde
nachgewiesen, dass der Wachstumsvorsprung Österreichs zu anderen Partnern
in der EU (zB Deutschland) nur durch die Gewinne aus der EU-Mitgliedschaft
(„EU-Bonus“) erklärt werden kann.

Für Österreich wurden die Integrationseffekte von 1989 bis 2015 mittels
eines eigens dafür konstruierten Makromodells für alle Integrationsschritte, die
Österreich seit der Ostöffnung 1989 mitgemacht hat (besonders die Auswirkun-
gen des EU-Beitritts 1995, der WWU-Teilnahme 1999 und der EU-Erweiterung
2004/07) separat geschätzt (siehe Breuss, 2014A). Die Ergebnisse der einzelnen
Integrationsschritte sind in Tabelle 1 und Abbildung 1 zusammengestellt.

Tabelle 1: Effekte der Teilnahme Österreichs an allen Integrationsschritten seit 1989
(BIP, real: Veränderung gegen das Vorjahr in %)

Reales BIP
VPI

(Inflation)
Beschäftigung

gesamt
Arbeitslosenquote 

Anzahl
Leistungs-

bilanz
Budget-
saldo

in %
Mrd. EUR

2005 Preise
in % in % in 1.000

in 
%-Punkten

in 1.000 in % des BIP

Ostöffnung 1989

1989–2015

kumuliert 4,72 12,73  0,40 2,02 84,91 –0,52 –20,11 2,10 0,25

pro Jahr 0,18 0,49  0,02 0,08 3,27 –0,02 –0,77 0,08 0,01

EU-Mitgliedschaft 1995

1995–2015

kumuliert 12,72 31,84 –5,07  6,06 244,7 –1,36 –49,41 –10,5 0,56

pro Jahr 0,58 1,59 –0,25  0,30 12,23 –0,07 –2,47 –0,53 0,03

WWU-Teilnahme 1999

1999–2015

kumuliert  9,30  24,00  0,80 3,86 159,18 –1,00 –38,05 –4,06 0,55

pro Jahr  0,53  1,50  0,05 0,24 9,95 –0,06 –2,38 –0,25 0,03

EU-Erweiterung 2004 und 2007

2004–2015

kumuliert  2,44 6,71 –0,02  1,07 45,49 –0,17 –5,53 0,02 0,31

pro Jahr  0,20 0,61 0,00  0,10 4,14 –0,02 –0,50 0,00 0,03

Integrationseffekte insgesamt seit 1989 (alle Integrationsschritte)

1989–2015

kumuliert 28,55 62,65 –4,45 12,64 480,43 –2,70 –92,70 –10,23 1,44

pro Jahr 0,94 2,41 –0,17 0,49 18,48 –0,10 –3,57 –0,39 0,06

Quelle: Breuss (2014A)
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3.2.1 Ostöffnung 1989

Der Fall des Eisernen Vorhangs war für die österreichische Wirtschaft ein
unerwartetes Geschenk. Dieses welthistorische Ereignis verstärkte den bereits
existierenden Habsburg- oder „k.u.k.-Monarchie“-Effekt. Österreich nutzte sehr
rasch diese neuen Möglichkeiten für Handel und Direktinvestitionen. Erleichtert
wurde diese Entwicklung auch durch die Marktöffnung der EU im Rahmen der
„Europaabkommen“. Die Ostöffnung schlägt sich laut Modellsimulationen in ei-
nem Anstieg des realen BIP von 0,2% pro Jahr nieder. Das ermöglichte die Schaf-
fung von mehr als 3.000 neuen Arbeitsplätzen pro Jahr und verringerte die Ar-
beitslosigkeit. Die neuen Handelsimpulse verbesserten die Leistungsbilanz.

3.2.2 EU-Mitgliedschaft 1995

Der wichtigste Schritt der österreichischen Integration in Europa war der
EU-Beitritt am 1. Jänner 1995. Erst die volle Teilnahme am Binnenmarkt der EU
ermöglichte die Ausschöpfung der „echten“ Integrationseffekte (mehr Intra-EU-
Handel, Ausschöpfung von Skaleneffekten (Ausschöpfung von Größenvorteilen)
und Steigerung der Produktivität, mehr Preiswettbewerb, leichte Migration).
Dazu kommen für Österreich als eines der reichsten EU-Länder auch Netto-Kos-
ten vis à vis dem EU-Haushalt. Insgesamt stieg durch den EU-Beitritt (Binnen-
markteffekt) das reale BIP in Österreich um 0,6% pro Jahr1. Auf Grund der ver-
schärften Konkurrenz verringerte sich der Preisauftrieb. Die Teilnahme am Bin-
nenmarkt und die gestiegene Produktion führten zur Schaffung von 12.000 neu-
en Arbeitsplätzen pro Jahr, dh in den letzten 20 Jahren rund 245.000. Dadurch
sank die Arbeitslosigkeit beträchtlich. Infolge der Konfrontation mit starken
Wettbewerbern seitens der alten EU-Mitgliedstaaten (besonders in Deutschland)
verschlechterte sich die Leistungsbilanz.

1 Berger et al (2014) kommen mit dem makroökonomischen Gleichgewichtsmodell PuMA von
EcoAustria zum gleichen Ergebnis.
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Im Gegensatz zur Einschätzung der ÖsterreicherInnen in der jüngsten
ÖGfE-Umfrage anlässlich 20 Jahre EU-Beitritt (siehe Schmidt, 2014), haben vom
EU-Beitritt nicht nur die großen Unternehmen (Multis gibt es in Österreich nur
sehr wenige) profitiert, sondern besonders die Klein- und Mittelbetriebe (KMU),
vor allem durch Zulieferungen in den erweiterten Binnenmarkt der EU. Die KMUs
bilden das Rückgrat der österreichischen Wirtschaft.

3.2.3 WWU-Mitgliedschaft 1999

Die Teilnahme an der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) der EU und
die Einführung des Euro 2002 war nur die logische Konsequenz eines Vollmit-
glieds der EU. Allerdings gibt es auch – wie zB Dänemark, Großbritannien, Polen
und Schweden demonstrieren – Ausnahmen von dieser Regel. Deswegen ist die
EU mehrfach gespalten. Man spricht in diesem Zusammenhang auch oft vom
„Europe à la carte“. Es gibt Länder, die bei allen Integrationsschritten (wie zB
Österreich) mitmachen, und solche, die nur die „Rosinen picken“ (nur 19 von 28
EU-Mitgliedstaaten verwenden den Euro; nicht alle machen beim Schengen-Pro-
jekt mit). Diese „Spaltung“ der EU hat sich gerade in der Euro-Krise weiter ver-
tieft, als die Eurozonenländer immer neue Instrumente zur Krisenbewältigung
entwickelten, während die Nicht-Euroländer abseits standen.

Abbildung 1: Effekte der Teilnahme Österreichs an allen Integrationsschritten seit 1989
(BIP, real: Veränderung gegen das Vorjahr in %)

Quelle: Breuss (2014A)
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Die Teilnahme an der WWU bzw die Einführung des Euro trug – über ver-
mehrte und von Wechselkursschwankungen befreite Handelsbeziehungen mit
Euro-Partnern und mehr Wettbewerb – dazu bei, dass in Österreich das reale BIP
zusätzlich um 0,5% pro Jahr stieg. Dieses Ergebnis deckt sich im Wesentlichen
auch mit jenen anderer Studien. Die Studie von McKinsey Germany (siehe Breuss,
2012; 2014A) weist für Österreich sogar noch einen etwas höheren Gewinn, näm-
lich 0,8% mehr reales BIP pro Jahr aus.

3.2.4 EU-Erweiterungen seit 2004

Die große EU-Erweiterung ab 2004 (zunächst um 10 Länder, dann 2007 um
Bulgarien und Rumänien und 2013 um Kroatien) verstärkte die bereits mit der
Ostöffnung einsetzenden positiven Effekte der österreichischen Europaintegra-
tion. Der Abbau der Grenzen (Ausweitung des Binnenmarktes) gegenüber den
neuen Mitgliedstaaten in Osteuropa ermöglichte eine zusätzliche Ausschöpfung
von Handelspotentialen. Die EU-Erweiterung schlug sich demnach mit einem zu-
sätzlichen Anstieg des realen BIP von 0,2% pro Jahr nieder. Bisherige Studien zur
EU-Erweiterung proklamierten eine 1:10-Regel. Sie besagt, dass die Wohlfahrts-
gewinne in den neuen EU-Mitgliedstaaten in Osteuropa durch die EU-Erweiterung
(Teilnahme an einem zuvor mehr oder weniger verschlossenen Binnenmarkt)
zehn Mal so hoch ausgefallen sind als in den alten EU-Mitgliedstaaten.

3.2.5 Gesamteffekte der österreichischen Europaintegration

Obwohl die verschiedenen Stufen der österreichischen Europaintegration
seit 1989 – Ostöffnung, EU-Beitritt, WWU-Teilnahme und EU-Erweiterungen –
zeitlich hintereinander abgelaufen sind, überlappen sich ihre Effekte teilweise.
Daher kann man die Integrationseffekte der einzelnen Integrationsstufen nicht
einfach aufsummieren. Insgesamt hat der seit 1989 ablaufende Integrationspro-
zess zu einer Steigerung des realen BIPs in Österreich von 0,9% pro Jahr (das
entspricht € 2,4 Mrd) beigetragen. Das hat dazu geführt, dass pro Jahr mehr als
18.000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden konnten. Die Arbeitslosenquote
sank dadurch um 0,1 Prozentpunkte pro Jahr. Mehr Wettbewerb durch Teilnah-
me am EU-Binnenmarkt und an der WWU hat die Inflationsrate um 0,2 Prozent-
punkte pro Jahr gedrückt. Die Importe stiegen insgesamt stärker als die Exporte
und führten dadurch zu einer Verschlechterung der Leistungsbilanz. Dies geht
hauptsächlich auf die EU-Mitgliedschaft (Teilnahme am Binnenmarkt und an der
WWU) zurück und wurde teilweise durch Ostöffnung und EU-Erweiterung kom-
pensiert. Österreich, das zuvor politisch und ökonomisch am Ostrand Europas
lag, rückte durch die Ostöffnung 1989 und die EU-Erweiterungen ab 2004 plötz-
lich in die Mitte Europas. Österreich konnte dadurch aktiver am Prozess der Glo-
balisierung teilnehmen, zumindest an der „Mini-Globalisierung“ in Osteuropa.

Der zeitliche Verlauf der simulierten Effekte der österreichischen EU-Inte-
gration zeigt im Falle der Ostöffnung 1989 und der EU-Erweiterung 2004 einen
ziemlich stabilen Aufwärtstrend, der noch nicht abgeklungen ist (siehe Abbil-
dung 1). Dagegen führten die großen Integrationsschritte (EU-Beitritt, WWU-Teil-
nahme) zunächst zu einem starken Anstieg des realen BIP, der dann allmählich
abklingt. Seit den Krisen in Europa (Große Rezession 2009 und Euro-Krise seit
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2010) nehmen die Wachstumseffekte der EU- und WWU-Integration deutlich ab
(„fallende Grenzerträge“ der Wirtschaftsintegration). Ein Ende der EU-Integrati-
onsimpulse muss für die mittlere Frist angenommen werden.

In dieser Entwicklung spiegelt sich auch die Stimmung der Bevölkerung,
die auch im Falle Österreichs anfänglich euphorisch über den EU-Beitritt war und
dann, als Normalität einkehrte, zunehmend EU-skeptischer geworden ist. Das
Niveau des realen BIP stieg in den letzten 25 Jahren als Ergebnis der Teilnahme
Österreichs an allen Integrationsstufen seit der Ostöffnung kumulativ um 29%
(oder um € 63 Mrd zu 2005 Preisen). In dieser Zeit ist das reale BIP pro Kopf (die
Wohlfahrt) in Österreich kumulativ um 28% oder um € 7.000,– gestiegen. Die
Wohlfahrtsgewinne waren allerdings – was auch die ÖsterreicherInnen in den
Umfragen (siehe Schmidt, 2014) vermuten – nicht gleich auf alle Gruppen ver-
teilt. Am meisten dürften wohl die Unternehmen, die stark in den neuen EU-
Mitgliedstaaten engagiert sind, gewonnen haben. Ein Indikator dafür ist die sin-
kende Lohnquote. Dieser Trend wurde durch den EU-Beitritt und besonders
durch Ostöffnung und EU-Erweiterung nicht gestoppt, sondern hat sich durch
die „Mini-Globalisierung“ eher verstärkt (siehe Breuss, 2010).

Aber der EU-Beitritt Österreichs hat nicht nur das BIP pro Kopf gesteigert.
Wohlfahrtssteigerung durch mehr EU-Integration muss umfassender gesehen
werden. Auch eine größere Auswahl (Variation) an Produkten und Dienstleistun-
gen sowie die Möglichkeit der Ausschöpfung zusätzlicher individueller Freihei-
ten (die vier Freiheiten des Binnenmarktes, insbesondere die Arbeitsfreizügig-
keit und Schengen) erhöhen die Arbeitsmobilität und das passfreie Reisen; letz-
teres wird auch erleichtert durch den Euro. Des Weiteren hat die österreichische
EU-Mitgliedschaft zu einer Modernisierung des politischen Systems geführt, in-
dem einheitliche europäische Standards eingeführt wurden. Dadurch erhöhte
sich die Transparenz im politischen Geschehen in Österreich. Eine volle Teil-
nahme am EU-Binnenmarkt und an der WWU impliziert auch einen permanenten
Druck auf die Preise und steigert die Kaufkraft der privaten Haushalte. Dieser
Effekt wurde durch jede neue Runde von EU-Erweiterungen und der dadurch
erfolgten Vergrößerung des Binnenmarktes verstärkt.

3.3 Der EU-Wachstumsbonus läuft aus

Die anhaltende Euro-Krise und die Unsicherheiten und Krisen in Osteuropa
(Ukraine-Krise, Sanktionen der EU gegenüber Russland) haben die Aussichten für
Österreichs Wirtschaftsentwicklung deutlich eingetrübt. Besonders die Eint-
rübung der Wirtschaftsaussichten im bisher dynamischsten Markt Europas, je-
nem der neuen EU-Mitgliedstaaten in Osteuropa dürfte dazu führen, dass der
bisherige EU-Wachstumsbonus Österreichs langsam ausläuft. Dh auch, dass sich
die bisherigen Wachstumsvorsprünge gegenüber der EU/Eurozone oder
Deutschland von rund ½% pro Jahr ins Gegenteil verkehren könnten. Österreich
dürfte laut allen nationalen und internationalen Prognosen in naher und mittle-
rer Zukunft langsamer wachsen als die EU/Eurozone, Deutschland, die Schweiz
und vor allem als die USA.
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4. Schlussfolgerungen

Österreich hat – entgegen der verbreiteten Meinung in der Bevölkerung –
bisher sicherlich sehr stark von der EU-Mitgliedschaft profitiert. Allein vom EU-
Beitritt ist in Österreich ein Wachstumsimpuls von jährlich ½% mehr Wirtschafts-
wachstum ausgegangen. Dazu war Österreich auch noch begünstigt durch die
anderen Integrationsschritte der EU (Ostöffnung 1989, Teilnahme an der WWU
und Einführung des Euro, EU-Erweiterungen seit 2004). Insgesamt lukrierte Ös-
terreich durch die Europaintegration einen EU-Wachstumsbonus von ½ bis 1 Pro-
zentpunkt mehr Wirtschaftswachstum pro Jahr. Die Krisen in Europa seit 2009
haben weitere Integrationsschübe zum Erliegen gebracht. Österreich musste seit
2014 dem „EU-Integrationsbonus“, der sich bisher in einem Wachstumsvor-
sprung vor anderen EU-Mitgliedstaaten manifestierte, ade sagen.

Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen für die nähere Zukunft:

● Österreich muss sich nach 20 Jahren Integrationserfolg langsam damit ab-
finden, dass es ein „normales“ EU-Mitglied geworden ist.

● Daraus folgt, dass es sich aktiver als bisher in der Mit- und Neugestaltung
der EU und der New Economic Governance der Eurozone einbringen sollte.

● Die wirtschaftlichen Impulse kommen nicht mehr wie bisher gleichsam als
„windfall profits“ von außen durch eine sich stetig vertiefende und sich
dynamisch erweiternde Union.

● Kommissionspräsident hat eine EU-Erweiterung für die nächsten fünf Jah-
re ausgeschlossen. Innerhalb der EU gibt es durch den Zwang zur Budget-
konsolidierung nur wachstumsdämpfende statt wachstumsfördernde Im-
pulse. Einen kleinen Hoffnungsschimmer könnte das Funktionieren des
Juncker-Investitionsplans von € 315 Mrd bringen.

● Österreich muss – wie jedes normale EU-Mitglied – seine wirtschaftlichen
Impulse daher wieder stärker von innen, also selbst generieren.

● Angesichts der durch die New Economic Governance (siehe Breuss, 2013A)
auferlegten Beschränkungen in der Fiskalpolitik (EU-Fiskalregeln) bleiben
einer kleinen offenen Volkswirtschaft in der EU/Eurozone (die Geldpolitik
wird von der EZB gemacht) eigentlich nur noch zwei Möglichkeiten, Wachs-
tum zu generieren (siehe Breuss, 2015):

—  Zum einen sollten durch „strukturelle Reformen“ im Güter- und Ar-
beitsmarkt die schlummernden Wachstumspotentiale ausgeschöpft
werden.

—  Zum anderen könnte sich Österreich stärker an der echten Globalisie-
rung beteiligen und seinen Exportradius von den stagnierenden Märk-
ten in Europa auf jene in die rascher expandierenden in der übrigen
Welt (zB BRICS) umlenken.
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Abstract JEL-No: C54, E65, F15, F45, 052

Austria in the EU – a success story

In 1995 Austria became a member of the EU. The initial EU euphoria
was soon replaced by scepticism and disillusion. Nevertheless, Austria
profited considerably from 20 years of EU membership. These positive
integration effects lasted until the global financial and economic crises
in 2008/09 and the following Euro crisis. Due to EU membership Austria
gained an “EU bonus” amounting to around ½ to 1 percentage points
annual GDP growth. Since the numerous crises in Europe (Great Reces-
sion in 2009; Euro crisis since 2010; uncertainty due to the Ukraine-
Russia crisis since 2013/14 the “EU growth bonus” flattened. New im-
pulses to Austria’s economic growth must now be created internally by
structural reforms.


